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Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Personenbeförderungsgesetzes 

A. Problem 

Der ordnungspolitische Rahmen für den Taxi- und Mietwagen

-

verkehr gilt im wesentlichen unverändert seit dem Inkrafttre-
ten des Personenbeförderungsgesetzes vom 21. März 1961. Die 
zwischenzeitliche Entwicklung des Taxi- und Mietwagenver-
kehrs hat Schwierigkeiten aufgezeigt, denen der derzeit gül-
tige ordnungsrechtliche Rahmen nicht ausreichend Rechnung 
zu tragen vermag. Insbesondere der Handel mit Taxigenehmi-
gungen hat sich wesentlich ausgeweitet. Taxiähnliche Betäti-
gung durch Mietwagenunternehmer konnte auf der Grundlage 
des geltenden Rechtes nicht überall wirksam unterbunden 
werden. Das Fehlen von Einzelvorschriften über die Vergabe 
von Genehmigungen im Taxiverkehr hat für die Verwaltungs-
behörden in den vergangenen Jahren zunehmende Schwierig

-

keiten hervorgerufen. Schließlich läßt die Vielfalt der betriebli-
chen, werkehrlichen und tariflichen Vorschriften des Taxiver-
kehrs eine grundsätzliche Harmonisierung der diesbezügli-
chen Vorschriften angezeigt sein. Die erwähnten Probleme ma-
chen eine Neugestaltung der ordnungsrechtlichen Vorschrif-
ten über den Taxi- und Mietwagenverkehr erforderlich. 

B. Lösung 

Die Lösung der aufgezeigten Schwierigkeiten soll vor allem er-
folgen durch 

— Einschränkung der Übertragbarkeit der Genehmigungen 
im Taxiverkehr, 

— Verbesserung der Abgrenzung von Taxi- und Mietw agen

-

verkehr, 
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— Konkretisierung der Genehmigungsvergabe im Taxiver-
kehr und 

— Aktualisierung der betrieblichen, werkehrlichen und tarif-
rechtlichen Vorschriften für den Taxiverkehr. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden bei der Ausführung des 
Gesetzes nicht mit zusätzlichen Kosten belastet. Das Gesetz 
hat keine Auswirkungen auf das Preisniveau, durch das Gesetz 
sind keine Auswirkungen auf die Einzelpreise zu erwarten. 
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Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Personenbeförderungsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Personenbeförderungsgesetz in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 9240-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän-
dert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 9. Juli 1979 
(BGBl. I S. 989), wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
„(2) Der Genehmigung bedarf auch jede Er-

weiterung oder wesentliche Änderung des 
Unternehmens. Der Genehmigung bedarf 
ferner die Übertragung der aus der Genehmi-
gung erwachsenden Rechte und Pflichten so-
wie die Übertragung des Betriebs auf einen 
anderen." 

b) Folgender Absatz 3 wird eingefügt: 
„(3) Abweichend von Absatz 2 Satz 2 darf im 

Verkehr mit Taxen und Mietwagen der Be-
trieb nicht auf einen anderen übertragen wer-
den. Die Übertragung der aus der Genehmi-
gung erwachsenden Rechte und Pflichten 
darf im Verkehr mit Taxen und Mietwagen 
nur genehmigt werden, wenn der Übertra-
gende aus gesundheitlichen Gründen zu einer 
Fortführung des Unternehmens oder des Be-
triebs nicht mehr in der Lage ist oder minde-
stens das 65. Lebensjahr vollendet hat und 
mindestens acht Jahre als Verkehrsunterneh-
mer tätig war." 

c) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden die 
Absätze 4 und 5. 

2. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird gestrichen; Absatz 4 wird Ab-
satz 3; die Absätze 5 und 6 werden die Absät-
ze 7 und 8. 

b) In Absatz 3 Satz 1 zweiter Halbsatz werden 
die Worte „und des Absatzes 3" gestrichen. 

c) Folgende Absätze 4 bis 6 werden eingefügt: 
„(4) Beim Verkehr mit Taxen ist die Geneh-

migung zu versagen, wenn die öffentlichen 
Verkehrsinteressen dadurch beeinträchtigt 
werden, daß durch die Ausübung des bean-
tragten Verkehrs das örtliche Taxengewerbe 
in seiner Funktionsfähigkeit oder in seiner 
Existenz bedroht wird. Hierbei sind für den 
Bezirk der Genehmigungsbehörde insbeson-
dere zu berücksichtigen 
1. die Anzahl und Ursachen der Geschäfts-

aufgaben, 

2. die Entwicklung der Ertrags- und Kosten-
lage unter Einbeziehung der Einsatzzeit, 

3. die Taxendichte, 
4. die Nachfrage nach Beförderungsaufträ-

gen im Taxenverkehr. 

Zur Feststellung der Auswirkungen früher er-
teilter Genehmigungen auf die öffentlichen 
Verkehrsinteressen kann die Genehmigungs-
behörde vor der Entscheidung über neue An-
träge einen Beobachtungszeitraum einschal-
ten. Der Beobachtungszeitraum darf höch-
stens ein Jahr seit der letzten Erteilung einer 
Genehmigung betragen. 

(5) Bei der Erteilung der Genehmigungen 
für den Taxenverkehr sind Neubewerber und 
vorhandene Unternehmer angemessen zu be-
rücksichtigen. Innerhalb dieser Gruppen ist 
denjenigen Antragstellern der Vorzug zu ge-
ben, die erwarten lassen, daß sie das öffentli-
che Verkehrsbedürfnis nach Dienstleistun-
gen des Taxenverkehrs am besten befriedi-
gen; bei gleichen Voraussetzungen sollen die 
Antragsteller innerhalb der Gruppen nach 
der zeitlichen Reihenfolge des Eingangs der 
Anträge berücksichtigt werden. Einem An-
tragsteller darf jeweils nur eine Genehmi-
gung erteilt werden, sofern nicht mehr Ge-
nehmigungen erteilt werden können, als An-
tragsteller vorhanden sind. 

(6) Genehmigungen für den Taxenverkehr, 
deren Gültigkeitsdauer abgelaufen ist, wer-
den dem bisherigen Genehmigungsinhaber 
erteilt, wenn er seiner Betriebs- und Beförde-
rungspflicht nachgekommen ist und die Vor-
aussetzungen des Absatzes 1 erfüllt." 

3. § 47 erhält folgende Fassung: 

„§47 
Verkehr mit Taxen (Kraftdroschken) 

(1) Verkehr mit Taxen ist die Beförderung von 
Personen mit Personenkraftwagen, die der Un-
ternehmer an behördlich zugelassenen Stellen 
bereithält und mit denen er Fahrten zu einem 
vom Fahrgast bestimmten Ziel ausführt. Der Un-
ternehmer kann Beförderungsaufträge auch 
während einer Fahrt oder am Betriebssitz entge-
gennehmen. 

(2) Taxen dürfen nur in der Gemeinde bereitge-
halten werden, in der der Unternehmer seinen 
Betriebssitz hat. Fahrten auf vorherige Bestel-
lung dürfen auch von anderen Gemeinden aus 
durchgeführt werden. Die Genehmigungsbe-
hörde kann im Einvernehmen mit anderen Ge-
nehmigungsbehörden das Bereithalten an be-
hördlich zugelassenen Stellen außerhalb der Be-
triebssitzgemeinde gestatten und einen größeren 
Bezirk festsetzen. 
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(3) Die Landesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung den Umfang der Be-
triebspflicht, die Ordnung auf Taxenständen so-
wie Einzelheiten des Dienstbetriebs zu regeln. 
Sie kann die Ermächtigung durch Rechtsverord-
nung übertragen. In der Rechtsverordnung kön-
nen insbesondere Regelungen getroffen werden 
über 
1. das Bereithalten von Taxen in Sonderfällen 

einschließlich eines Bereitschaftsdienstes, 
2. die Annahme und Ausführung von fernmünd-

lichen Fahraufträgen, 
3. den Fahr- und Funkbetrieb, 
4. die Kranken- und Behindertenbeförderung. 
(4) Die Beförderungspflicht besteht nur für 

Fahrten innerhalb des Geltungsbereichs der 
nach § 51 Abs. 1 Satz 1 und 2 und Abs. 2 Satz 1 
festgesetzten Beförderungsentgelte (Pflichtfahr-
bereich). 

(5) Die Vermietung von Taxen an Selbstfahrer 
ist verboten."  

4. § 49 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Verkehr mit Mietwagen ist die Beförde-
rung von Personen mit Personenkraftwagen, die 
nur im ganzen zur Beförderung gemietet werden 
und mit denen der Unternehmer Fahrten aus-
führt, deren Zweck, Ziel und Ablauf der Mieter 
bestimmt und die nicht Verkehr mit Taxen nach 
§ 47 sind. Mit Mietwagen dürfen nur Beförde-
rungsaufträge ausgeführt werden, die am Be-
triebssitz oder in der Wohnung des Unterneh-
mers eingegangen sind. Nach Ausführung des 
Beförderungsauftrages hat der Mietwagen un-
verzüglich zum Betriebssitz zurückzukehren, es 
sei denn, er hat vor der Fahrt von seinem Be-
triebssitz oder der Wohnung oder während der 
Fahrt durch Funk einen neuen Beförderungsauf-
trag erhalten. Den Eingang des Beförderungsauf-
trages am Betriebssitz oder in der Wohnung hat 
der Mietwagenunternehmer buchmäßig zu erfas-
sen und die Aufzeichnung ein Jahr aufzubewah-
ren. Annahme, Vermittlung und Ausführung von 
Beförderungsaufträgen, das Bereithalten des 
Mietwagens sowie Werbung für Mietwagenver-
kehr dürfen weder allein noch in ihrer Verbin-
dung geeignet sein, zur Verwechslung mit dem 
Taxenverkehr zu führen. Insbesondere dürfen 
Beförderungsaufträge für Taxen nicht mit Miet-
wagen und Beförderungsaufträge für Mietwagen 
nicht mit Taxen ausgeführt werden. Den Taxen 
vorgeschriebene Zeichen und Merkmale dürfen 
für Mietwagen nicht verwendet werden. §§ 21 und 
22 sind nicht anzuwenden." 

5. § 51 erhält folgende Fassung: 

„§ 51 
Beförderungsentgelte, 

Beförderungsbedingungen 

(1) Die Landesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung Beförderungsbedin-
gungen und Beförderungsentgelte für den Gele-
genheitsverkehr mit Taxen festzusetzen. Die 
Landesregierung kann die Ermächtigung durch 

Rechtsverordnung übertragen. Für die Festset-
zung und die Anwendung der Beförderungsent-
gelte gilt § 39 Abs. 2 und 3 entsprechend. Vor der 
Festsetzung der Beförderungsentgelte ist der zu-
ständigen Gemeindebehörde, Industrie- und 
Handelskammer und den Fachverbänden des 
Verkehrsgewerbes Gelegenheit zur Stellungnah-
me zu geben. 

(2) Die ermächtigten Stellen können für einen 
Bereich, der über den Zuständigkeitsbereich ei-
ner die Beförderungsbedingungen und Beförde-
rungsentgelte regelnden Stelle hinausgeht, in ge-
genseitigem Einvernehmen sowohl einheitliche 
Beförderungsbedingungen als auch einheitliche 
Beförderungsentgelte vereinbaren. Bei Vorlie-
gen eines Verkehrsbedürfnisses soll eine ent-
sprechende Vereinbarung getroffen werden. 

(3) Bei Beförderungen über den Pflichtfahrbe-
reich hinaus ist das Beförderungsentgelt für den 
außerhalb liegenden Streckenanteil vor Antritt 
der Fahrt frei zu vereinbaren. Durch die Verein-
barung darf das Beförderungsentgelt für den 
Pflichtfahrbereich nicht umgangen werden. 

(4) Die Rechtsverordnung kann insbesondere 
Regelungen vorsehen über 
1. Grundpreise, Kilometerpreise und Zeitpreise, 
2. Zuschläge, 
3. Vorauszahlungen, 
4. die Abrechnung, 
5. die Zahlungsweise und 
6. Sondervereinbarungen für den Pflichtfahrbe-

reich. 

(5) Sondervereinbarungen für den Pflichtfahr-
bereich sind nur zulässig, wenn 
1. ein bestimmter Zeitraum, eine Mindestfahr-

tenzahl oder ein Mindestumsatz im Monat 
festgelegt wird, 

2. die Ordnung des Verkehrsmarktes nicht ge-
stört wird, 

3. die Beförderungsbedingungen und Beförde-
rungsentgelte schriftlich vereinbart sind 
und 

4. in der Rechtsverordnung eine Pflicht zur Ge-
nehmigung oder Anzeige vorgesehen ist. 

(6) Die Bestimmungen über Beförderungsent-
gelte und Beförderungsbedingungen sind in je-
der Taxe mitzuführen und dem Fahrgast auf Ver-
langen vorzuzeigen. 

(7) Die Landesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung Beförderungsbedin-
gungen und Beförderungsentgelte für den Gele-
genheitsverkehr zum Zwecke des Krankentrans-
ports festzusetzen. Die Landesregierung kann 
die Ermächtigung durch Rechtsverordnung 
übertragen. Für die Festsetzung und Anwendung 
der Beförderungsentgelte gilt § 39 Abs. 2 und 3 
entsprechend. Vor der Festsetzung der Beförde-
rungsentgelte ist der zuständigen Gemeindebe-
hörde, Industrie- und Handelskammer, den Fach-
verbänden des Verkehrsgewerbes, den Verbän-
den der Krankenkassen und den vorhandenen 
Sanitätsorganisationen Gelegenheit zur Stel- 
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lungnahme zu geben. Die Rechtsverordnung 
kann Regelungen über Pauschalentgelte vorse-
hen. Die Absätze 4 und 5 bleiben unberührt. 

(8) Die Landesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung Beförderungsbedin-
gungen und Beförderungsentgelte für den Gele-
genheitsverkehr mit Kraftomnibussen festzuset-
zen, soweit nicht Beförderungsbedingungen 
nach § 58 Abs. 1 Nr. 3 festgesetzt sind oder Rah-
menvorschriften für Beförderungsentgelte nach 
§ 58 Abs. 1 Nr. 4 entgegenstehen; Absatz 7 bleibt 
unberührt. Die Landesregierung kann die Er-
mächtigung durch Rechtsverordnung übertra-
gen. Vor der Festsetzung der Beförderungsent

-

gelte ist der zuständigen Oberpostdirektion, Bun-
desbahndirektion, Gemeindebehörde, Industrie- 
und Handelskammer und den Fachverbänden 
des Verkehrsgewerbes Gelegenheit zur Stellung-
nahme zu geben. 

(9) Die Deutsche Bundespost und die Deutsche 
Bundesbahn setzen im Gelegenheitsverkehr mit 
Kraftomnibussen die Beförderungsbedingungen 
und die Beförderungsentgelte unter Beachtung 
etwaiger Rahmenvorschriften nach § 58 Abs. 1 
Nr. 4 fest. Auf Verlangen des Bundesministers 
für Verkehr ist zu der Festsetzung sein Einver-
nehmen einzuholen. Er hat bei der Festsetzung 

der Beförderungsentgelte den Bundesminister 
für Wirtschaft zu beteiligen." 

6. § 61 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe d erhält folgende Fas-
sung: 

„d) die Bekanntmachung der Beförderungsent-
gelte, der Besonderen Beförderungsbedin-
gungen und der gültigen Fahrpläne (§ 39 
Abs. 7, § 40 Abs. 4, § 41 Abs. 3, § 45 Abs. 3) oder 
das Mitführen oder Vorzeigen der Bestim-
mungen über die Beförderungsentgelte und 
Beförderungsbedingungen (§ 51 Abs. 6),". 

7. In § 66 Abs. 2 werden die Worte „§ 51 Abs. 2" 
durch die Worte „§ 51 Abs. 8" ersetzt. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber-
lin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die Ver-
kündung folgenden siebenten Kalendermonats in 
Kraft. 

Bonn, den 24. November 1982 

Daubertshäuser 
Curdt 
Kretkowski 
Pauli 
Wimmer (Eggenfelden) 
Wehner und Fraktion 
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Begründung 

A. Allgemeines 

1. Der ordnungsrechtliche Rahmen für den Taxi-
und Mietwagenverkehr gilt im wesentlichen un-
verändert seit dem Inkrafttreten des Personen-
beförderungsgesetzes vom 21. März 1961 (BGBl. I 
S. 241). In den vergangenen zwei Jahrzehnten ha-
ben sich in diesem Verkehrsbereich verkehrs-
wirtschaftliche Veränderungen ergeben, die aus 
der Entwicklung der Zahl der Verkehrsunterneh-
mer und der eingesetzten Fahrzeuge sowie aus 
der Entwicklung der Aufgabenstellung des Taxi-
verkehrs ersichtlich sind. 

Einer sehr starken Zunahme der Zahl der Taxi-
unternehmer und der Taxifahrzeuge steht ein 
Rückgang der Zahl der Mietwagenunternehmer 
und eine Stagnation hinsichtlich der eingesetz-
ten Mietwagenfahrzeuge gegenüber. Über Ein-
zelheiten geben folgende Vergleichszahlen Auf-
schluß: 

1960 1970 1979 

Zahl der Taxiunter-
nehmer 	 7 621 18 423 27 186 

Zahl der Mietwagen-
unternehmer 	 11 790 9 122 8 784 

Zahl der Unternehmer 
mit Fahrzeugen, die für 
den Taxi- und Miet-
wagenverkehr geneh-
migt sind 
(Mischkonzession) 	 2 009 2 973 1 549 

Zahl der Taxen 	 9 481 23 274 35 450 

Zahl der Mietwagen 	 15 526 17 262 16 827 

Zahl der Fahrzeuge, die 
als Taxi und Mietwagen 
genehmigt sind 
(Mischkonzession) 	 2 298 3 678 2 585 

In der Aufgabenstellung des Taxiverkehrs haben 
sich ebenfalls Veränderungen ergeben. Schon 
das Bundesverfassungsgericht hatte in seinem 
grundlegenden Beschluß vom 8. Juni 1960 
(BVerfG 11, 168) ausgeführt, daß durch den Taxi-
verkehr wichtige Interessen der Allgemeinheit 
berührt sein können. Taxen seien die wichtigsten 
Träger individueller Verkehrsbedienung. Im mo-
dernen Großstadtverkehr könne auf die Dienste 
der Taxen nicht mehr verzichtet werden. Sie 
stellten die notwendige, von keinem anderen 
Verkehrsträger übernehmbare Ergänzung des 
öffentlichen Linien- und Straßenbahnverkehrs 
dar. Sie seien deshalb selbst öffentliche Ver-
kehrsmittel. 

2. Die Rechtsprechung hat sich in den vergangenen 
Jahren wiederholt eingehend mit den genehmi-
gungsrechtlichen Vorschriften für den Taxiver-
kehr befaßt. In einem Urteil vom 27. November 
1981 — 7 C 57.79 — hat das Bundesverwaltungs-
gericht anknüpfend an die Rechtsprechung zum 
Güterkraftverkehrsrecht (BVerwG 51, 235) — 
ausgeführt, daß das Auswahlsystem der Priorität 
im Hinblick auf den Gesetzesvorbehalt in Arti-
kel 12 Abs. 1 Satz 2 GG jedenfalls in den Grund-
zügen gesetzlich geregelt werden müsse. Eine be-
stehende Regelungslücke, die sich aufgrund ge-
wandelter Rechtsauffassung ergebe, sei aller-
dings für eine Übergangszeit hinzunehmen. 

Im selben Urteil hat das Bundesverwaltungsge-
richt ferner ausgeführt, daß die erforderliche 
Chancengleichheit für Bewerber um Taxigeneh-
migungen nicht mehr bestehe, wenn die Übertra-
gung von Genehmigungen zum regellosen Han-
delsobjekt mit erheblichen Preisen gemacht wer-
den könne. 

Diese Rechtsprechung des Bundesverwaltungs-
gerichts macht eine Überarbeitung, insbeson-
dere eine Konkretisierung der ordnungsrechtli-
chen Vorschriften für den Taxiverkehr erforder-
lich. 

3. Die Länderverkehrsministerkonferenz hat bei 
einer Sitzung am 16. November 1981 um Novellie-
rung des Personenbeförderungsgesetzes gebe-
ten. Sie befürwortet Gesetzesänderungen mit fol-
gender Zielrichtung: 

— Schaffung flexiblerer Gestaltungsmöglichkei-
ten für die Genehmigungsbehörden im Inter-
esse einer besseren Verkehrsbedienung ins-
besondere des ländlichen Raumes; 

— Lösung aktueller Probleme im Taxiverkehr, 
wie Ausschluß des Konzessionshandels und 
Konkretisierung der Zulassungsvorausset-
zungen. 

4. Im Oktober 1981 haben die Bundesverbände des 
Taxi- und Mietwagengewerbes Vorschläge für 
eine Novellierung der Vorschriften über den 
Taxi- und Mietwagenverkehr vorgelegt. Diese 
Vorschläge verfolgen vor allem folgende Ziele: 
— Verdeutlichung der Rolle der Taxen im Rah-

men des öffentlichen Personennahverkehrs, 

— Verbesserung der Abgrenzung zwischen Ta-
xen und Mietwagen, 

— Unterbindung des Konzessionshandels im 
Taxiverkehr, 

— gesetzliche Festlegung praktikabler Entschei-
dungskriterien für die Genehmigungsver-
gabe. 

5. Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf wird nun-
mehr der ordnungsrechtliche Rahmen für den 
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Taxi- und Mietwagenverkehr neu gezogen. Der 
Entwurf bringt vor allem eine  
— gesetzliche Konkretisierung der Genehmi-

gungsvergabe im Taxiverkehr, 
— Einschränkung der Übertragbarkeit der Ge-

nehmigung im Taxiverkehr, 

— verbesserte Abgrenzung des Taxi- und Miet-
wagenverkehrs, 

— Aktualisierung der betrieblichen, werkehrli-
chen und tariflichen Vorschriften für den Ta-
xiverkehr. 

B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Artikel 1 Nr. 1 

Nach § 2 Abs. 2 ist die Übertragung der aus der Ge-
nehmigung erwachsenden Rechte und Pflichten so-
wie die Übertragung des Betriebs auf einen anderen 
zulässig; die Übertragung bedarf allerdings der Ge-
nehmigung der zuständigen Genehmigungsbehörde. 
Der Antragsteller hat einen Rechtsanspruch auf Ge-
nehmigungserteilung, wenn der Übernehmende die 
subjektiven Genehmigungsvoraussetzungen des 
§ 13 Abs. 1 erfüllt. Eine Prüfung der objektiven Ge-
nehmigungsvoraussetzungen des § 13 Abs. 2 und 3 
erfolgt nicht (vgl. § 13 Abs. 6). 

In den vergangenen Jahren hat sich gezeigt, daß die 
Übertragung insbesondere von Taxigenehmigungen 
zu einem Handelsobjekt mit erheblichen Preisen ge-
worden ist. Es kann nicht hingenommen werden, 
daß staatliche Genehmigungen, die aus ordnungs-
rechtlichen Gründen nicht unbeschränkt erteilt wer-
den können, als Handelsobjekt dienen. Der Handel 
mit Genehmigungen ist daher grundsätzlich auszu-
schließen. Dies gilt hinsichtlich des Taxiverkehrs, 
aber — im Hinblick auf § 46 Abs. 3 und aus Gründen 
der Rechtsgleichheit — auch für den Mietwagenver-
kehr, wenngleich der Genehmigungshandel in letz-
terem Bereiche von wesentlich geringerer Bedeu-
tung ist. 

Eine Ausnahme vom Verbot der Übertragbarkeit 
der Rechte und Pflichten ist jedoch in den Ausnah-
mefällen begründet, in denen bestimmte zwingende 
Belange des Übertragenden vorliegen (z. B. Krank-
heit, hohes Lebensalter). 

Die Einführung des grundsätzlichen Übertragungs-
verbots liegt aber auch auf der Linie der neueren 
verkehrsrechtlichen Rechtsprechung: das Bundes-
verfassungsgericht hat in seinem Beschluß vom 
14. Oktober 1975 (BVerfG 40, 196) zum Güterkraft-
verkehr ausgeführt, daß der Handel mit Genehmi-
gungen für den Güterfernverkehr gegen Artikel 12 
Abs. 1 und Artikel 3 Abs. 1 GG verstoße. Wenngleich 
Güterfernverkehr und Taxiverkehr wegen der un-
terschiedlichen Systeme der Genehmigungsertei-
lung nicht ohne weiteres vergleichbar sind, ist doch 
der Gesichtspunkt, daß nur begrenzt erteilte Geneh-
migungen nicht zum Handelsobjekt werden dürfen, 
für beide Bereiche bedeutsam. So hat auch das Bun-
desverwaltungsgericht in seinem oben erwähnten 
Urteil vom 27. November 1981 — 7 C 57.79 — ausge

-

führt, daß die Chancengleichheit der Bewerber we-
sentlich berührt sei und nicht mehr bestehen würde, 
wenn die Übertragung von Genehmigungen zum re-
gellosen Handelsobjekt mit erheblichen Preisen ge-
macht werden könne, wie dies offenbar geschehe. 

Der durch Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b neu einge-
fügte § 2 Abs. 3 trägt diesen Gesichtspunkten Rech-
nung und bringt die erforderliche Neuregelung für 
den Taxi- und Mietwagenverkehr. 

Artikel 1 Nr. 1 Buchstaben a und c sind eine redak-
tionelle Folge der Neuregelung für den Taxi- und 
Mietwagenverkehr. Für die übrigen Verkehrsarten 
und Verkehrsformen ergeben sich aus der neuen 
Fassung des § 2 Abs. 2 keine materiellen Änderun-
gen. 

Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe c 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem oben 
erwähnten Beschluß vom 8. Juni 1960 (BVerfG 11, 
168) anerkannt, daß an der Existenz- und Funktions-
fähigkeit des Taxiverkehrs ein wichtiges Interesse 
der Allgemeinheit besteht, da die Taxen zu den öf-
fentlichen Verkehrsmitteln gehören und deshalb in-
tensiver behördlicher Überwachung und Regelung 
unterliegen. Die Zulassung eines neuen Taxiunter-
nehmens könne eine ernste Gefahr im wesentlichen 
allerdings nur dann darstellen, wenn das Taxige-
werbe selbst bei unkontrolliertem Eindringen neuer 
Unternehmen durch Übersetzung und ruinösen 
Wettbewerb in seiner Existenz bedroht würde. Diese 
Voraussetzung hat das Personenbeförderungsge-
setz vom 21. März 1961 in § 13 Abs. 3 übernommen. 

Das Bundesverwaltungsgericht hat in seinem Urteil 
vom 27. November 1981 — 7 C 57.79 — anknüpfend 
an die Rechtsprechung zum Güterkraftverkehrs-
recht (BVerwG 51, 235) — ausgeführt, daß das Aus-
wahlsystem der Priorität im Hinblick auf den Ge-
setzesvorbehalt in Artikel 12 Abs. 1 Satz 2 jedenfalls 
in den Grundzügen gesetzlich geregelt werden müs-
se. Die Erwägung, daß das Prioritätssystem als Aus-
wahlprinzip dem Gerechtigkeitsgedanken besser 
genügen könne, als denkbare andere rechtsstaatli-
che Lösungen, befreie wegen der einschneidenden 
Bedeutung, die die Auswahlregelung für den einzel-
nen Bewerber habe, den Gesetzgeber nicht von der 
Pflicht, Art und Anwendungsweise der Auswahlkri-
terien selbst wenigstens in den Grundzügen festzu-
legen. Die Regelungslücke in § 13, die sich aus Arti-
kel 12 Abs. 1 Satz 2 GG aufgrund gewandelter 
Rechtsauffassung ergebe, sei allerdings für eine 
Übergangszeit hinzunehmen. In demselben Urteil 
hat sich das Bundesverwaltungsgericht auch mit 
Einzelheiten der möglichen Auswahlsysteme be-
faßt. 

Die höchstrichterliche Rechtsprechung zu § 13 
Abs. 3 PBefG macht eine Konkretisierung der Ge-
nehmigungsvergabe erforderlich. Eine solche Kon-
kretisierung ist aber auch deshalb notwendig, weil 
die bisherige Fassung des § 13 Abs. 3 mit erhebli-
chen Anwendungsschwierigkeiten verbunden ist. 
Der Nachweis der Existenzgefährdung des Taxige-
werbes ist nur aufgrund eingehender und sorgfälti-
ger Ermittlungen zu erbringen. Auch eine Konkreti- 
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sierung der Genehmigungsvergabe vermag hier 
praktische Schwierigkeiten der Verwaltungsverfah-
ren zwar nicht völlig zu beseitigen; die gesetzliche 
Ausgestaltung kann jedoch die Rechtsanwendung 
vereinfachen und klarstellen. 

Mit der grundsätzlichen Vorschrift des künftigen 
Absatzes 4 Satz 1 wird im wesentlichen der bishe-
rige § 13 Abs. 3 übernommen. In Übereinstimmung 
mit dem Beschluß des Bundesverfassungsgerichts 
vom 8. Juni 1960 (BVerfG 11, 168) wird jedoch die 
Versagung der Genehmigung nicht ausschließlich 
von der Bedrohung der Existenzfähigkeit abhängig 
gemacht, vielmehr wird künftig auf die Bedrohung 
der Funktionsfähigkeit oder der Existenz abge-
stellt. 

Unter Berücksichtigung der Hinweise der Recht-
sprechung sowie von zum Teil in den Bundesländern 
im Erlaßwege getroffenen Regelungen wird die ge-
setzliche Ausgestaltung des Genehmigungsverfah-
rens wie folgt vorgenommen: 

— Die wichtigsten Gesichtspunkte für die Beurtei-
lung der Frage der Bedrohung der Funktions-
oder Existenzfähigkeit werden festgelegt (Ab-
satz 4 Satz 2). 

— Die Grenze, bei der die Bedrohung der Funk-
tions- oder Existenzfähigkeit des örtlichen Taxi-
gewerbes eintritt, ist nur schwer zu ermitteln. 
Die Genehmigungsbehörde erhält daher die 
Möglichkeit, vor der Erteilung neuer Genehmi-
gungen einen Beobachtungszeitraum einzu-
schalten, um die Auswirkungen der zuletzt erteil-
ten Genehmigungen auf die wirtschaftliche Lage 
des örtlichen Taxigewerbes abzuwarten (Ab-
satz 4 Satz 3). Die pflichtgemäße Anwendung die-
ser Vorschrift umfaßt auch die Pflicht zur Prü-
fung, ob es überhaupt erforderlich ist, die wirt-
schaftliche Lage des Taxigewerbes zu beobach-
ten und während dieses Zeitraumes keine weite-
ren Genehmigungen zu erteilen. 

— Sind die Voraussetzungen für die Erteilung 
neuer Genehmigungen erfüllt, muß sowohl dem 
Neubewerber die Möglichkeit des Zugangs zum 
Taxigewerbe wie auch dem bewährten Altunter-
nehmer die Chance zur Betriebserweiterung ein-
geräumt werden. Bei Vorliegen gleicher Voraus-
setzungen ist die Berücksichtigung des Priori-
tätsgrundsatzes ein unter Gerechtigkeitsge-
sichtspunkten sachgerechtes Auswahlprinzip. 
Sofern mehr Antragsteller vorhanden sind, als 
Genehmigungen erteilt werden können, sollte — 
auf dem Weg über die Erteilung von jeweils nur 
einer Genehmigung je Bewerber — möglichst 
vielen Antragstellern der Zugang zum Taxige-
werbe eröffnet werden. Auf diesen Erwägungen 
beruht die neue Regelung des Absatzes 5. 

— Die wesentlichen öffentlich-rechtlichen Ver-
pflichtungen des Taxiunternehmers sind die Be-
triebs- und Beförderungspflicht. Hat der Unter-
nehmer diese Pflichten erfüllt und bestehen im 
Hinblick auf die subjektiven Genehmigungsvor-
aussetzungen keine Bedenken, verdient der Alt-
unternehmer Vertrauensschutz, der im Falle des 
Ablaufs der Genehmigungsdauer die erneute Er

-

teilung der Genehmigung rechtfertigt (Ab-
satz 6). 

Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe b 

Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe b ist eine redaktionelle 
Folge der Neuregelung des durch Artikel 1 Nr. 2 
Buchstabe c eingeführten Absatzes 6: In Absatz 6 ist 
nunmehr die erneute Erteilung einer Genehmigung 
an Altunternehmer des Taxiverkehrs geregelt. Die 
Voraussetzungen der Wiedererteilung brauchen da-
her insoweit nicht mehr im künftigen § 13 Abs. 3 an-
gesprochen zu werden. Dies erfordert die Streichung 
der Worte „und des Absatzes 3" im künftigen § 13 
Abs. 3. 

Artikel 1 Nr. 3 

Die Begriffsbestimmung des Taxiverkehrs im der-
zeit gültigen § 47 Abs. 1 knüpft an den Begriff des 
Bereitstellens auf öffentlichen Straßen oder Plätzen 
an. Bereitstellen bedeutet hierbei aufstellen in der 
Bereitschaft, Fahraufträge entgegenzunehmen und 
sofort auszuführen. Das in § 47 festgelegte Erforder-
nis des Bereitstellens von Taxen auf öffentlichen 
Straßen und Plätzen als kennzeichnendes Merkmal 
des Taxiverkehrs ist zu eng: Beförderungaufträge 
können auch während einer Fahrt durch winkende 
Fahrgäste, unter Verwendung von Telefon oder 
durch Funkvermittlung angenommen und sofort 
ausgeführt werden. Der Begriff des Bereitstellens, 
der auf ein Aufstellen hinweist, erweist sich in die-
sem Zusammenhang als zu eng; er wird durch den 
umfassenderen Begriff des Bereithaltens ersetzt. 
Die künftige Fassung des § 47 Abs. 1 enthält die not-
wendige Aktualisierung für den Taxiverkehr. 

In den vergangenen Jahren hat sich ein verstärktes 
Bedürfnis gezeigt, die Bereithaltung auch außerhalb 
der Betriebssitzgemeinde zu gestatten. Dies gilt ins-
besondere für die Durchführung des Taxiverkehrs 
von und zu Flughäfen, die außerhalb von Städten lie-
gen oder für Taxidienste im Falle der Durchführung 
von Großveranstaltungen außerhalb der Städte. 
Hier könnten einengende Bereithaltungsvorschrif-
ten unter verkehrs- und energiewirtschaftlichen 
Gründen bedenklich sein. Andererseits setzt jedoch 
die Prüfung der öffentlichen Verkehrsinteressen 
auch die Mitberücksichtigung der Belange des örtli-
chen Taxigewerbes voraus. Dies erfordert hinsicht

-

lich der Festsetzung größerer Bezirke für die Bereit-
haltung einvernehmliche Entscheidungen der be-
rührten Genehmigungsbehörden. Der neue Absatz 2 
trägt diesen Gesichtspunkten Rechnung. 

Auf der Grundlage des geltenden Rechts sind Zwei-
fel hinsichtlich der Reichweite der Ermächtigung in 
§ 47 Abs. 3 Satz 2 zum Erlaß von Taxenordnungen 
entstanden. Aus Gründen der Rechtsklarheit wird 
diese Ermächtigung in der neuen Fassung des Ab-
satzes 3 entsprechend den Erfordernissen der Pra-
xis konkretisiert. 

Die Absätze 4 und 5 entsprechen inhaltlich in vollem 
Umfang dem bisherigen Recht. Die vorgenommenen 
Änderungen sind redaktioneller Art. 
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Artikel 1 Nr. 4 

Für den Mietwagenverkehr ist Antragstellern die 
Genehmigung zu erteilen, wenn sie die subjektiven 
Genehmigungsvoraussetzungen nach § 13 Abs. 1 er

-

füllen. Öffentliche Verkehrsinteressen sind so lange 
nicht berührt, als der Mietwagenunternehmer nicht 
versucht, sich in den Bereichen anderer Verkehrs-
formen in unzulässiger Weise zu betätigen. Das Per-
sonenbeförderungsgesetz enthält deshalb für den 
Bereich des Mietwagenverkehrs keine objektiven 
Genehmigungsvoraussetzungen, hingegen in § 49 
Abs. 4 PBefG Berufsausübungsregelungen. 

In der Praxis haben sich mit der Regelung des § 49 
Abs. 4 erhebliche Anwendungsschwierigkeiten erge-
ben. Diese hängen eng damit zusammen, daß Taxi- 
und Mietwagenverkehr z. T. eine gleiche Aufgaben-
stellung haben. Verwaltungsbehörden und Gerichte 
mußten sich wiederholt insbesondere mit Fragen 
des unzulässigen Bereitstellens von Mietwagen be-
fassen. 

Eine verbesserte Abgrenzung zwischen Taxi- und 
Mietwagenverkehr ist notwendig, um die in der Pra-
xis entstandenen Schwierigkeiten zu beseitigen 
oder zumindest zu verringern. Durch den neu gefaß-
ten Absatz 4 in § 49 werden die Pflichten des Miet-
wagenunternehmers verdeutlicht und die Abgren-
zung zwischen Taxi und Mietwagen verbessert. Ins-
besondere werden eingeführt eine 

— ausdrückliche Rückkehrverpflichtung des Miet-
wagenunternehmers nach Ausführung des Be-
förderungsauftrages, 

— Beweispflicht für den Eingang des Beförderungs-
auftrages am Betriebssitz oder in der Wohnung 
des Mietwagenunternehmers, 

— Neuformulierung der Tatbestände, die zur Ver-
wechslung von Taxi und Mietwagen führen kön-
nen, um die Verwechslungsmöglichkeiten auszu-
schließen. 

Artikel 1 Nr. 5 

Nach der derzeit gültigen Fassung des § 51. kann die 
Landesregierung die Befugnis zum Erlaß von Taxi-
tarifordnungen auf die Genehmigungsbehörden 
übertragen. Hiervon haben die Landesregierungen 
weitgehend Gebrauch gemacht. Folge hiervon ist 
eine Vielzahl unterschiedlicher Taxitarifordnungen 
in der Bundesrepublik Deutschland. Vor allem aus 
der Sicht der Fahrgäste ist eine Verringerung der 
Zahl der Taxitarife und eine Harmonisierung der 
Tarifvorschriften wünschenswert. Diese Ziele sollen 
durch folgende Vorschriften erreicht werden: 

— Die Übertragung der Ermächtigung kann künftig 
nicht mehr nur auf die Genehmigungsbehörden, 
sondern auch auf andere Stellen erfolgen. Dies 
läßt z. B. auch die Übertragung der Ermächti-
gung auf den Regierungspräsidenten zu (Ab-
satz 1 Satz 2). 

— Es wird die Möglichkeit eröffnet, unter bestimm-
ten Voraussetzungen Beförderungsentgelte und 
Beförderungsbedingungen für einen Bereich 
festzusetzen, der über den Zuständigkeitsbereich 
einer Behörde hinausgeht (Absatz 2). 

— Die Grundsätze über die Tarifbildung, die Tarif-
anwendung und die wesentlichen Regelungsbe-
reiche der Taxitarifordnungen werden festgelegt 
(Absatz 1 Satz 3 und Absatz 4). Dies ist auch aus 
Gründen der Rechtsklarheit angezeigt. In diesem 
Zusammenhang werden — ebenfalls aus Grün-
den der Rechtsklarheit — Sondervereinbarun-
gen, die häufig zwischen Taxigewerbe und Groß-
kunden abgeschlossen werden, im Personenbe-
förderungsgesetz gesetzlich verankert (Absatz 4 
Nr. 6 und Absatz 5). Die Zulässigkeit solcher Son

-

dervereinbarungen ist z. Z. nicht unstreitig. 

Die festgesetzten Beförderungsentgelte gelten nur 
im Pflichtfahrbereich. Für Streckenanteile außer-
halb des Pflichtfahrbereiches gilt der Grundsatz der 
freien Tarifvereinbarung. Hiervon muß der Fahr-
gast vor Antritt der Fahrt unterrichtet werden. An-
dererseits darf der Grundsatz der freien Tarifverein-
barung für die Streckenanteile außerhalb des 
Pflichtfahrbereichs nicht zu einer Umgehung der 
durch Taxitarifordnung eingeführten Beförderungs-
entgelte führen. Die diesbezüglichen Vorschriften 
enthält Absatz 3. 

Die Festsetzung der Beförderungsentgelte und Be-
förderungsbedingungen für den Gelegenheitsver-
kehr zum Zwecke des Krankentransports wird künf-
tig in einem besonderen Absatz geregelt (Absatz 7). 
Neu eingeführt wird vor allem die Anhörung vorhan-
dener Sanitätsorganisationen und der Verbände der 
Krankenkassen vor der Festsetzung der Beförde-
rungsentgelte; die Anhörung der zuständigen Ge-
meindebehörde, der Fachverbände des Verkehrsge-
werbes und der zuständigen Industrie- und Handels-
kammer war schon im bisherigen Recht vorgese

-

hen. 

Für den Gelegenheitsverkehr mit Kraftomnibussen 
und für den Gelegenheitsverkehr der Deutschen 
Bundespost und der Deutschen Bundesbahn ver-
bleibt es bei den bisherigen Regelungen über die Be-
förderungsentgelte und Beförderungsbedingungen. 
Die den bisherigen Absätzen 2 und 3 entsprechen-
den Vorschriften finden sich künftig in den Absät-
zen 8 und 9. 

Der Fahrgast kann verlangen, daß ihm die Bestim-
mungen über Beförderungsentgelte sowie Beförde

-

rungsbedingungen vorgezeigt werden, sie sind da-
her in jedem Taxi mitzuführen (Absatz 6). 

Artikel 1 Nr. 6 

Es handelt sich hier um die notwendige Ergänzung 
aufgrund § 51 Abs. 6. 

Artikel 1 Nr. 7 

Es handelt sich hier um eine notwendige redaktio-
nelle Änderung. 

Artikel 2 

Dieser Artikel enthält die übliche Berlin-Klausel. 
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Artikel 3 

Die Neuregelungen nach Artikel 1 erfordern ange-
messene Übergangsvorschriften. Verwaltungsbe-
hörden und Verkehrsunternehmen müssen sich mit 
den neuen Vorschriften eingehend vertraut machen. 
Voraussichtlich werden in Teilbereichen auch er-
gänzende Verwaltungsvorschriften zur Anwendung 
einzelner Vorschriften erforderlich sein. Die Über -

gangsregelung trägt diesem Sachverhalt Rech-
nung. 

Bund, Länder und Gemeinden werden bei der Aus-
führung des Gesetzes nicht mit zusätzlichen Kosten 
belastet. Das Gesetz hat keine Auswirkung auf das 
Preisniveau; durch das Gesetz sind keine Auswir-
kungen auf die Einzelpreise zu erwarten. 






